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AKTUELL 
Sommerzeit beginnt in 
der Nacht zum Sonntag 

In Liechtenstein und ganz Europa 
drehen die Uhrzeiger in der  Nacht 
zum Sonntag die schnellste Runde 
des Jahres. U m  2.00 Uhr  erfolgt die 
Umstellung au f  die Sommerzeit. Die 
dabei verlorenen 60 Minuten werden 
in der  Nacht zum 24. September 
zurückerstattet. Mit der Rückkehr 
zur Normalzeit warten Grossbritan­
nien und Irland auch in diesem Jahr 
einen Monat zu. Nächstes Jahr passt 
sich Kontinentalieuropa der längeren 
Variante an: Liechtenstein, die 
Schweiz, alle EU-Länder und die ost­
europäischen EU-Nachbarn verlän­
gern dann die Sommerzeit bis Ende 
Oktober. Nur  Island wird weiterhin 
auf die Sommerzeit verzichten. Die 
einheitliche Lösung für ganz Europa 
gilt vorerst für 1996 und 1997. Noch 
offen ist, wie die Uhren ab 1998 dem 
Sonnenstand angepasst werden. 

Parteipolitische Schachzüge über die Umweltpolitik gestellt 
Offene Fragen nach der Rückweisung des Gesetzes zum Schutz von Natur und Landschaft an die Regierung - Verzögerung des Inkrafttretens 

Silbermedaille 
für Achim Vogt 
(ch) - Silbermedaille für Achim 

Vogt bei den Schweizer Super-G-
Meisterschaften am Pizol. Dem 
25jährigen Balzner,der am Donners­
tag bei de r  Abfahrt noch hauchdünn 
an Edelmetall vorbeifuhr, fehlten ge­
stern 16 Hundertstelsekunden zum 
Schweizer Meistertitel. Diesen si­
cherte sich d e r  Samnauner Marco 
Hangl, obwohl de r  Tagessi j g  an den 
Franzosen David Pretot (nicht me­
daillenberechtigt!) ging. Pech hatte 
der  Ruggeller Jürgen Hasler, der  die 
bronzene Auszeichnung um eine 
winzige Hundertstelsekunde (!) an  
Didier Cuche verlor. Auf Teamkolle­
ge Achim Vogt büsste Jürgen Hasler 
lediglich 5 Hundertstelsekunden ein. 

Ebenfalls n u r  ganz knapp, nämlich 
um eine Zehntelsekunde, verpassfe 
Birgit Heeb in Les Crosets Super-G-
Bronze bei den Damen. Die Schwei­
zer  Meisterin heisst wie im Vorjahr 
Heidi Zeller-Bähler. 

Silbermedaillengewinner Achim Vogt 
(links) und Schweizer Meister Marco 
Hangl gestern am Pizol. (Bild: A P )  

(G.M.) - «Der moderne Naturschutz 
muss heute und zukünftig mit verstärk­
tem Einsatz dem bedrohlichen Schwund 
von Pflanzen und Tieren entgegenwirken 
und der Verarmung der Landschaft ge­
eignete Massnahmen entgegenstellen». 
So heisst es in der 1986 verfassten Stan­
dortbestimmung der Regierung über 
«Umweltschutz im Fürstentum Liechten­
stein». Beinahe ein Jahrzehnt nach dieser 
heute noch gültigen Aussage lässt die 
VU-Praktion mit ihrer Stimmenmehrheit 
im Landtag die Vorlage für ein Gesetz 
zum Schutz von Natur und Landschaft 
scheitern: Rückweisung an die Regie­
rung,' obwohl die Grundsätze des Geset­
zesentwurfs unwidersprochen bleiben 
und auch im Detail kaum Änderungen -
mit Ausnahme der problematischen Ge­
meindeautonomie - vorgeschlagen wur­
den. 

Als die Standortbestimmung über den 
Umweltschutz in unserem Land verfasst 
wurde, blieb unbestritten, dass der 
Schutz der  Lebensräume für Tiere und 
Pflanzen sowie die Ersetzung verloren­
gegangener Lebensraüme im Mittel­
punkt künftiger Umweltmassnahmen 
stehen müsse. Die Vorlage für ein neues 
Gesetz zum Schutz von Natur und Land­
schaft nahm diese dringenden Vorgaben 
auf und stellte neben die Weiterführung 
des bisher dominierenden Artenschutzes 
auch den Schutz de r  Lebensräume und 
der  naturnahen Landschaften als gleich­
bedeutendes Ziel in den  Vordergrund. 

Ablösung eines veralteten Gesetzes 
Das geltende Naturschutzgesetz 

stammt aus dem Jahre 1933 und muss den 
heutigen Anforderungen angepasst wer­
den. Schwerpunktmässig liegt die Ziel­
setzung dieses Gesetzes auf dem damals 
modernen Schutz wildlebender Pflan­
zen- und Tierarten, während nach den 
starken Wandlungen der  Landschaft 
durch Zersiedlung und Zerstörung das 
Schwergewicht ebenso auf die Erhaltung 
der  Lebensräume gelegt werden muss. 
Die Durchsetzung des noch geltenden 
Naturschutzgesetzes entsprach in den 
vergangenen Jahrzehnten aus verschie­
denen Gründen, nicht zuletzt auch auf­
grund der  stark betonten Gemeindeau­

tonomie, nicht vollständig den Vorstel­
lungen des damaligen Gesetzgebers. 

Fehlentwicklungen in den letzten 
Jahrzehnten 

Walter Walch, Leiter de r  Stabsstelle 
für Landesplanung, kritisierte beispiels­
weise 1988 bei der  Vorstellung der Dis­
sertation von Dr. Mario F. Broggi «Der 
Landschaftswandel im Talraum des Für­
stentums Liechtenstein» mit deutlichen 
Worten den fehlenden politischen Wil­
len: «Es ist die Tragik unserer Gesell­
schaft, dass dieses Gesetz nicht im Sinne 
seiner Zielsetzung zum Einsatz kam, 
nämlich durch Zonenpläne, Gemeinde­
bauordnungen und andere Planungsmit­
tel eine geregelte Überbauung sicherzu­
stellen und dies unter Berücksichtigung 

der Aspekte des Ortsbildes und des Hei­
matschutzes. . .  Es stimmt mehr als trau­
rig feststellen zu müssen, dass nicht nur  
eine räumliche Fehlentwicklung durch 
falsche Zonenpläne eingeleitet und fest­
geschrieben worden ist, sondern darüber 
hinaus die Nutzungs- und Bauvorschrif­
ten nicht oder  kaum angewandt wur­
den». 

Parteipolitische Schachzüge 
Für besorgte Zeitgenossen, die diese 

Fehlentwicklungen sehen, ist es deshalb 
nicht verwunderlich, dass im Landtag die 
beiden Triesenberger Abgeordneten für 
die Zurückweisung der  Regierungsvorla­
ge plädierten, denn Triesenberg ist noch 
die einzige Gemeinde in unserem Land, 
die keinen rechtsgültigen Zonenplan be­

sitzt. Unverständlich, aber nicht uner­
klärbar scheint hingegen die Tatsache zu 
sein, dass die gesamte VU-Fraktion dem 
Rückweisungsantrag zustimmte. Hier 
dürften parteipolitische Schachzüge, weil 
die Regierungsvorlage aus dem Ressort 
des FBP-Regierungsmitgliedes Thomas 
Büchel stammt, die entscheidendere Rol­
le gespielt haben. 

Ähnliche Erfahrungen musste früher 
auch Regierungschef-Stellvertreter Dr.  
Herbert  Wille (FBP) als Landwirt-
schafts- und Umweltminister mit der 
VU-Fraktion machen, die seine Geset­
zesvorlagen in entscheidenden Punkten 
entweder verwässerten oder abänderten, 
dass die Durchsetzung des Schutzgedan­
kens nicht mehr  im erforderlichen Aus-
mass möglich war. 

Wie geht es mit Naturschutz weiter? 
Stellungnahme von Regierungschef-Stellvertreter Thomas Büchel nach Rückweisung des Gesetzes 

(G.M.) - Der Landtag hat mit einer 
knappen Mehrheit die Regierungsvor­
lage über den Schutz von Natur und 
Landschaft an die Regierung zur Über­
arbeitung zurückgewiesen. Regierungs­
chef-Stellvertreter Thomas Büchel wur­
de beauftragt, die Vorlage zu überarbei­
ten und möglichst bald wieder in den 
Landtag zurückzubringen. 

Regierungschef-Stellvertreter Tho­
mas Büchel, der  das Geisetz zum Schutz 
von Natur und Landschaft als zuständi­
ger Ressortinhaber für Umwelt, Wald-
und Landwirtschaft in der  "Regierung 
eingebracht hatte,' zeigte sich nach der 
Rückweisung der  Regierungsvorlage 
nicht gerade begeistert. Ein Gesetz, das 
schon lange erwartet wurde, wird auf 
diese Art  verzögert. 

Nach seiner Auffassung genügt es 
nicht, einfach die Regierungsvorlage 
umzustrukturieren, wie das von einzel­
nen Abgeordneten im Landtag gefor­
dert  wurde. Vielmehr müssten die auf­
geführten Fragen eingehend überprüft 
und dann in die Vernehmlassung gege­
ben werden. Anschliessend erfordere es 
der  geschäftsmässige Ablauf, dass das 

Regierungschef-Stellvertreter. Thomas 
Büchel: Das Ressort Umwelt geht unver­
züglich an die Arbeit, die Regierungs­
vorlage zu überarbeiten. 

überarbeitete Gesetz erneut in der  Re­
gierung behandelt wird, um zuhanden 

des Landtags verabschiedet werden zu 
können. Dieses Verfahren braucht län­
gere Zeit. O b  es möglich ist, dieses not­
wendige Gesetz, das wichtige Anpas­
sungen gegenüber dem geltenden Ge­
setz aus dem Jahre 1933 vorsieht, noch 
in diesem Jahr zu überarbeiten und das 
parlamentarische Verfahren durchzu­
führen, Hess Regierungschef-Stellver­
treter Thomas Büchel bei de r  Frage 
nach dem Zeitplan offen. Allerdings be­
tonte er, dass das Ressort Umwelt un­
verzüglich an die Arbeit gehe, um dem 
Landtag möglichst rasch wieder eine 
Vorlage vorlegen zu können. 

Wie bedeutsam das Gesetz zum 
Schutz von Natur und Landschaft ein­
gestuft wird, lässt sich aus dem Bericht 
an  den Landtag erkennen. Dort  heisst 
es: «Der Fortbestand einer möglichst 
artenreichen, ausgewogen zusammen­
gesetzten und gesunden Natur und 
Landschaft steht in ausgesprochenem 
Masse im Interesse der Volkswohlfahrt. 
Das Aussterben einer jeder Ar t  bedeu­
tet, dass ein Teil der in Langzeiträumen 
aufgebauten, natürlichen genetischen 
Vielfalt verlorengeht. 

Positive Auswirkungen des EWR auf die Gesamtwirtschaft 
EWR-Informationsveranstaltung mit Regierungsrätin Dr. Andrea Willi, Botschafterin Pia Maria von Liechtenstein und Dr. Doris Frick 

(G.M.) - Der EWR-Beitritt Liechten­
steins «ei nicht die einzige Lösung, aber 
die beste Variante der Integrationspoli­
tik, meinte Aussenministerin Dr. Andrea 
Willi an einer EWR-Gesprächsrunde ge­
stern abend, weshalb sie für ein Ja ein­
trete. Ein Nein Liechtensteins würde in 
Brüssel Enttäuschung hervorrufen, er­
klärte Botschafterin Pia Maria von 
Liechtenstein, doch würde die Entschei­
dung respektiert, wie auch die Entschei­
dungen von Norwegen und der Schweiz 
respektiert worden seien. 

Die Vor- und Nachteile bei einem 
EWR-Beitritt sowie bei einer negativen 
Volksentscheidung wurden auch bei, die­
ser Gesprächsrunde gegeneinander' ab­
gewogen. Aussenministerin Dr. Andrea 
Willi erklärte einleitend, für Einzelne 
werde der EWR-Beitritt  direkt vielleicht 
keine Auswirkungen haben, doch die Ge­
samtwirtschaft profitiere zweifellos vom 
Beitritt zum Europäischen Wirtschafts­
raum. Das EWR-Abkommen habe einen 
klar abgesteckten Rahmen, sei keine 
Währungs- und Zollunion, erfasse den 
Steuerbereich und die Landwirtschaft 
nicht. 

Botschafterin Pia Maria von Liechten­
stein steckte mit ihrer Erklärung das eu­
ropäische Umfeld ab. Viele Staaten aus­
serhalb der  heutigen E U  strebten eine 
Mitgliedschaft an, die europäischen Län­
de r  könnten sich d e r  Integration nicht 
entziehen. Liechtenstein ha t  nach ihrer 
Auffassung eine Sonderlösung erhalten, 
einen privilegierten Zugang zu  Europa 

gefunden. Liechtenstein sei wirtschaft­
lich stark, aber zu schwach, um auf die 
Beziehungen zur E U  verzichten zu kön­
nen. 

Standortvorteile bleiben erhalten 
In der Diskussion drehten sich die Fra­

gen um den Finanzdienstleistungssektor, 
das Gewerbe und die Fragen des Wettbe­
werbs. Nach den Ausführungen von Dr.  
Doris Frick bleiben die Standortvorteile 
für den Finanzdienstleistungssektor er­
halten. Mit dem EWR-Beitritt wird nach 
ihrer Ansicht das Gesellschaftswesen 

mehr  Akzeptanz erhalten. Liechtenstein 
könne sich auch in diesem Bereich inter­
nationalen Entwicklungen nicht entzie­
hen. Die während Jahrzehnten erreichte 
Professionalität im Treuhandwesen sei 
eine Garantie für eine gute Weiterent­
wicklung. 

EWR-Diskussion mit Aussenministerin Dr. Andrea Willi, Botschafterin Pia Maria von Liechtenstein (links) und Dr. Doris Frick, 
Mitarbeiterin beim A m t  f ü r  Auswärtige Angelegenheiten. (Bild: Beat Schürte) 


